1
PAGE  
3








Es gilt das gesprochene Wort

Medienkonferenz von Travail Suisse
“Klimapolitik als Chance für Innovationen und Arbeitsmarkt“
28. Oktober 2008, Hotel Bern, Bern
Referat von Peter Malama, 
Nationalrat und Direktor Gewerbeverband Basel-Stadt

«Klimapolitik = Umweltpolitik = Wirtschaftspolitik»

Geschätzte Vertreterinnen und Vertreter der Medien,

meine Damen und Herren
Möglicherweise wundern Sie sich, dass an einer Gewerkschafts-Medienkonferenz ein Gewerbeverbandsdirektor zu Wort kommt, also ein Vertreter der Arbeitgeber. Das ist auf den ersten Blick ein Widerspruch – aber sicher nicht im Zusammenhang mit Klimapolitik. Ich bin hier, um Ihnen darlegen, dass Klimapolitik Umweltpolitik ist und Umweltpolitik auch Wirtschaftspolitik ist. Und dass die Interessen von Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber/innen weitgehend die selben sind, wenn, wenn es um übergeordnete Werte wie eine intakte Umwelt geht.
Ich sitze aber auch deshalb hier, weil meinem Heimat-Kanton in den letzten Jahren in Fragen des Umweltschutzes eine Art Vorreiterrolle zugefallen ist und weil das Basler Gewerbe massgeblich zu einer effizienten und fortschrittlichen Klimapolitik beigetragen hat, aktuelles Beispiel: „wie erreichen wir eine CO2-neutrale Verwaltung?“. Unser Standortmarketing wirbt bekanntlich mit dem Slogan «Basel tickt anders». Was den verantwortungsvollen Umgang mit nicht erneuerbaren Energieressourcen angeht, ticken wir zwar nicht anders, aber vielleicht etwas schneller als der Rest der Schweiz.
Blenden wir zurück: Seit 1999 ist in Basel-Stadt das neue Energiegesetz in Kraft. Damit führte der Kanton als erster in der Schweiz eine Lenkungsabgabe auf Strom ein. Noch früher, nämlich 1984 wurde die Förderabgabe eingeführt. Auf den Stromverbrauch von Haushalten und Unternehmen wird zur Zeit eine Abgabe von 5 Prozent des Strompreises erhoben, die für die Förderung von Massnahmen für die Steigerung der Energieeffizienz sowie für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien fliesst. Da kommen rund 10 Millionen Franken pro Jahr zusammen. Mit diesem Geld werden Aktionen subventioniert, wie sie der Gewerbeverband Basel-Stadt in Zusammenarbeit mit dem Kanton und den Branchenverbänden seit zehn Jahren immer wieder lanciert: «Das bessere Fenster», «Die bessere Lüftung», «Der bessere Keller», «222 Solardächer für Basel» sind nur einige der Vorhaben, von denen das lokale Gewerbe direkt profitiert. Dabei löst jeder Franken, der für derartige Förderprogramme ausgegeben wird, durchschnittlich 8 bis 10 zusätzliche Franken an Investitionen aus. Das heisst, über diese 10 Jahre lösten diese 10 Mal 10 Millionen Franken Investitionsvolumen von rund 800 bis 1000 Millionen Franken aus. Und dieses Geld bleibt in der Region, denn die Investoren vergeben ihre Aufträge an das regionale Gewerbe. Dafür sorgen wir zusammen mit den zuständigen Amtsstellen. Die Feststellung ist belegt: Ein Franken, investiert in Energieeffizienz und erneuerbare Energien, ist aus volkswirtschaftlicher Sicht – das heisst in Bezug auf neue Arbeits-, Ausbildungsplätze, Wissensbildung, Schaffen von neuem Steuersubstrat - weit nachhaltiger als der gleiche Franken, den wir in ein erdgas-, uran- oder erdölexportierendes Land schicken.
Wissen Sie, was zum Beispiel das arabische Emirat Abu Dhabi mit diesen Einnahmen macht? Ja, Sie haben Anfang dieses Jahres mit dem Bau der Öko-Stadt Masdar-City, mit einem Investitionsumfang von 22 Mrd. US$, begonnen. Mit dieser gross angelegten Initiative für erneuerbare Energien wollen die Ölscheichs das Emirat zum globalen Vorreiter auf dem Gebiet der erneuerbaren Energien machen. Freut mich. Aber letztlich werden wir mit unserer Ölabhängigkeit die Masdar Öko-City dann gebaut haben. Das sollte uns alarmieren und wir sollten uns spätestens jetzt fragen, ob wir das wirklich wollen oder ob wir nicht lieber im Sinne einer Chancenwahrnehmung in unsere Potenziale im eigenen Land investieren wollen, um diese Abhängigkeit zu verringern. Ich will bei uns die Chance hier packen, vor unserer Haustür. Wir müssen in unserem Land Know-how generieren und dann dieses exportieren - gegen gutes Geld. Das ist, basierend auf der Erkenntnis, dass Bildung unsere wichtigste Ressource ist, zukunftsgerichtetes Energie-Unternehmertum!
Von Investitionen in effizienzsteigernde Massnahmen und in erneuerbare Energien profitieren einerseits Unternehmen und Haushalte über tiefere Energiekosten und anderseits die Gewerbebetriebe, die mit der Umsetzung beauftragt sind. Ein Beispiel: Ein nachhaltiges Heizungssystem mit Sonnenkollektoren oder mit Holz, wie sie vom Amt für Umwelt und Energie des Kantons Basel-Stadt (AUE) finanziell unterstützt werden, involviert über zehn Gewerbetreibende: Solarfachleute, Dachdecker, Heizungsinstallateure, Sanitäre, Elektriker, Maler, Spengler, Schreiner, Plattenleger und Ofenbauer. Bei der Sanierung von Gebäudehüllen sind es Hoch- und Tiefbauunternehmen, Gipser und Isolierer, bei der Biogasanlagen zusätzlich die Anlagenbauer. Fazit: Jeder Franken, der für derartige Projekte ausgegeben wird, ist mindestens auch ein Franken für das heimische Gewerbe mit ihren Arbeits- und Ausbildungsplätzen. 
Das gilt natürlich nicht nur für Basel, das gilt auch für den Rest der Schweiz. Halten wir uns vor Augen: Im Jahr 2006 wurden in der Schweiz 28,39 Milliarden Franken für Energie ausgegeben. 2008 werden es bereits über 30 Milliarden Franken sein. Fossile Energieträger machen über zwei Drittel des schweizerischen Endenergieverbrauchs aus, hauptsächlich Erdöl und Erdgas. Für diesen Energieeinkauf gehen grob geschätzt über 10 Milliarden Franken, also rund ein Drittel, ins Ausland. Die hohen Preise sollten uns alarmieren, und allerspätestens jetzt sollten wir uns fragen, ob wir diese Abhängigkeit vom Ausland nicht verringern und dafür ins Potenzial im eigenen Land investieren wollen?

Und dieses Potenzial ist vorhanden. Für die Nutzung von innovativen erneuerbaren Energien allein für das Jahr 2006 sind Investitionen im Umfang von rund 900 Millionen Franken ausgelöst worden, zu einem grossen Teil in Umweltwärme und Holz. Das bedeutet eine Steigerung von rund 60% gegenüber dem Jahr 2001! Der damit ausgelöste Beschäftigungseffekt wird zusammen mit Investitionen früherer Jahre auf ca. 7'000 Personenjahre geschätzt. Diese Zahlen sind vielleicht etwas abstrakt. Wer die Tagespresse aufmerksam liest, stösst aber fortlaufend auf konkrete Beispiele:

Solarboom bei Warmwasserproduktion, Heizungsbranche mit Vollauslastung, Pellet-Heizzsysteme ausverkauft, Photovoltaik mit riesigem Arbeitsbeschäftigungspotential, Nachfrage nach Hybridautos steigt, Heizungen mit erneuerbaren Energien boomen, Siedlungsbau mit Geothermie, die Zukunft schlechthin, Isoleure ausgelastet, Minergie-P Architekten und andere Spezialisten, gesuchte Fachkräfte, Etc. 

Ich könnte Ihnen jetzt aus meiner täglichen Berufserfahrung jede Menge konkreter Anwendungsbeispiele aus dem Ärmel schütteln - aus dem produzierenden Gewerbe, aus dem weiten Feld der Gebäudesanierung oder aus dem Bereich der Nutzung erneuerbarer Energien in Gemeinden. Dafür fehlt uns heute die Zeit. Lassen Sie mich abschliessend nur noch folgendes sagen: 
Die effiziente Nutzung von Energie wird wegen der steigenden Energiepreise und der  Importabhängigkeit von Öl, Gas oder Uran für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen immer wichtiger. Dabei haben Effizienz steigernde Massnahmen also nicht nur Einsparungen beim Energieverbrauch zur Folge; sie führen auch zu neuen Aufträgen, von denen das heimische Gewerbe, der Arbeitsmarkt und nicht zuletzt über höhere Steuereinnahmen auch der Staat profitiert.
Apropos Staat: Basel hat in Sachen Energiepolitik eine fortschrittliche Position erreicht aufgrund der Erkenntnis, dass nur Politik, und zwar von links bis rechts, und Wirtschaft gemeinsam nachhaltige Energiepolitik betreiben können. Ich bin als bürgerlicher Politiker wahrhaftig nicht einer, der leichtfertig nach dem Staat ruft, aber in der Frage der nachhaltigen Energiepolitik ist auch die Rolle des Staates nötig. Der Markt allein ist nicht schnell genug -  und vor allem noch nicht einflussreich genug -, um Konsumentinnen und Konsumenten, Unternehmerinnen und Unternehmer sowie Investoren über das Spiel von Angebot und Nachfrage zum nachhaltigen Denken und Handeln in Sachen Energie zu führen. 

Doch was müssen wir nun konkret verlangen von der Politik? Vereinfacht gesagt muss sie abwägen zwischen Eingriffen und Anreizen. Als bürgerlicher Politiker favorisiere ich die zweite Variante, die Anreize. Selbstverständlich benötigen wir attraktive Wettbewerbsbedingungen für unsere Energiepioniere. Aber das alleine genügt nicht, ich stehe zu den marktwirtschaftlichen Instrumente, wie Bonus-/Malussysteme, Förder- und Lenkungsabgaben, Innovationsförderprogrammen, Förderung von erneuerbaren Energien, Investitionsanreize, fiskalische Anreize bis hin zur zweckgebundenen CO2-Abgabe (z.B. für Gebäudesanierungen im Minergiestandard).
Ziel unserer gemeinsamen Anstrengungen muss es sein, dass wir Konsumentinnen und Konsumenten, dass wir Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer, dass wir Bauherren, Architekten, Planer, Ingenieure und Investoren, dass Finanzinstitute, Banken und Versicherungen, dass auch und vor allem und unbedingt unsere Jugend ihr individuelles und kollektives Verhalten so ausrichten, dass uns morgen niemand den Vorwurf macht, wir hätten nichts getan. Was in Basel in Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und dem städtischen Elektrizitätswerk IWB und der Regierung möglich ist und als Vorzeigebeispiel gilt, sollte auch auf Stufe Bund möglich sein. 
Daran arbeite ich als Gewerbeverbandsdirektor seit 2001 in Basel und seit 2007 als Nationalrat in Bern. Deshalb habe ich auch aus Überzeugung an dieser Medienkonferenz teilgenommen - vor allem aus der Überzeugung, dass eine kluge Energie- und eine fortschrittliche Klimapolitik auch eine sinnvolle Wirtschafts- und eine gesunde Arbeitpolitik ist. Und damit im Interesse nicht nur der Arbeitgeber, sondern auch der Gewerkschaften. Ich danke Ihnen. 
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